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Betr.: Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines 

 Schlichtungsstellengesetzes und einer BeinstG-Novelle,

 Vorbegutachtung;

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Österreichische Gemeindebund erlaubt sich zu obig angeführter Vorbegutachtung Folgendes mitzuteilen:

1) Behindertengleichstellungsgesetz
Zu Art. I Abs. 1

Der Bund hat den Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes zur Vorbegutachtung ausgesendet. Artikel 1 enthält eine Verfassungsbestimmung, wonach die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, soweit sie im Art. 2 enthalten sind sowie deren Vollziehung zur Bundessache erklärt wird. Diese verfassungsgesetzliche Festlegung einer Bundeskompetenz, unabhängig von der bestehenden kompetenzrechtlichen Zuordnung in den Bundes- und Landesgesetzen erscheint problematisch. Auch wenn in den Erläuterungen festgehalten wird, dass die Verfassungsbestimmung nicht bestehende Kompetenzbestimmungen beispielsweise in Bereichen wie Bauwesen oder Verkehr derogieren soll, wird hier die Gefahr gesehen, dass das bestehende Kompetenzgefüge (beispielsweise im Bereich des Schulbaus und der Schulerhaltung) gravierend zu Gunsten des Bundes und zu Lasten der anderen Gebietskörperschaften geändert wird. Gerade zu einem Zeitpunkt, in dem die erklärte Zielsetzung des Bundes besteht, verfassungsrechtliche Bestimmungen zu reduzieren, erscheint die vorgeschlagene Vorgangsweise auch in verfassungspolitischer Hinsicht inkonsequent.

Zu Art II § 3 Abs 1 und 2

Grundsätzlich wird der Bundesentwurf bevorzugt: Die Formulierung in § 3 Abs. 1 (Definition von Menschen mit Behinderungen) ist aber jedenfalls insofern zu weitgehend gefasst, als auch bereits bei einer sehr geringen Beeinträchtigung der Teilnahme am Leben in der Gesellschaft iS dieser Bestimmung von Menschen mit Behinderungen ausgegangen wird. Nach Abs. 2 wären die Bestimmungen dieses Gesetzes auch auf Personen anzuwenden, die auf Grund der Behinderung eines Angehörigen diskriminiert werden. Auf die diesbezüglichen Probleme wird in späterer Folge noch hingewiesen.

Zu Art II § 4 

Barrierefrei iS dE sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. Dazu ist festzuhalten, dass in den letzten Jahrzehnten gerade in den Bereichen von öffentlichen Amtsgebäuden, Schulen, etc. zahlreiche Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Abbau von Barrieren für behinderte Menschen getroffen wurden. Eine vollständige Barrierefreiheit ist, insbesondere im Hinblick auf bestehende Einrichtungen, allerdings aus wirtschaftlichen und ggf. auch bau(technischen) Gründen auch nach einem entsprechenden Übergangszeitraum nicht machbar. Derzeit bestehen in den einzelnen landesrechtlichen Vorschriften (vgl zB § 38 a des Salzburger Bautechnikgesetzes – besondere Ausstattung für gehbehinderte Menschen) hinreichend spezifizierte und ausreichende Normen, die einen zunehmenden Abbau von Barrieren für behinderte Menschen gewährleisten.

Art II, § 6: 

Die österreichische Gebärdensprache muss als solche erst gesetzlich verankert werden. In § 164 Strafprozessordnung 1975 und in § 185 Zivilprozessordnung kommt wohl eine Gebärdensprache vor, aber keine österreichische. Im Abs. 3 sollten Fachausdrücke möglichst vermieden und durch allgemein verständliche Wörter ersetzt werden.

Art II, § 8 ff

Auf Grund einer Behinderung darf entsprechend den Intentionen dE niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden. Eine solche mittelbare Diskriminierung würde auf Grund der Bestimmungen des § 9 Abs 3 zB auch dann vorliegen, wenn öffentliche Gebäude zB auf Grund von Stufen, fehlenden optischen, akustischen oder anderen Orientierungshilfen, nicht barrierefrei zugänglichen Sanitäranlagen oder auf Grund von sonstigen Barrieren für mobilitätsbehinderte oder sinnesbehinderte Menschen nicht oder nur mit besonderer Erschwernis zugänglich und benutzbar sind. Dieser barrierefreie Zugang – sowohl bei geh- als auch bei sinnesbehinderten Menschen – müsste daher auch bei öffentlich zugänglichen Anlagen (Straßen, Plätze, Parks, Öffentliche Verkehrsmitteln, Sport-, Kultur- und Freizeitangeboten, Dienstleistungsangeboten, Internetauftritten oder Geräten der Kommunikationstechnik) gewährleistet sein. Auch die Regelung in § 9 Abs 4 stellt keine wesentliche Entschärfung der Bestimmungen des § 9 Abs 2 und 3 dar; dies insbesondere auch im Hinblick darauf, dass auch dann eine Diskriminierung vorliegt, wenn es der Antragsgegner (Beklagte) verabsäumt, durch zumutbare Maßnahmen einen Zustand herzustellen, der eine maßgebliche Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderungen iS einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung darstellt. Drastisch verschärft wird diese Bestimmung durch die Regelung in § 12, auf Grund derer bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes gem. § 8 die betroffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung hat. Insoweit auch zu weitgehend werden §§ 17 und 18 gesehen. Die als „Beweislasterleichterung“ titulierte Regelung kommt inhaltlich vielmehr einer Beweislastumkehr nahe und wird als solche abgelehnt.

2) Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle – Schlichtungsstellengesetz – SchlStG)

Zu § 4

Es wird darauf hingewiesen, dass § 4 Abs 1 lit b lediglich vorgesehen ist, in dienstrechtlichen Streitsachen mit Gebietskörperschaften als Dienstgebern ein Mitglied des Senats, das für die betroffene Gebietskörperschaft bestellt ist, eingebunden wird; da aber auch in arbeitsrechtlichen Streitsachen die Gebietskörperschaften betroffen sein können, wäre in diesen Fällen auch der öffentliche Dienstgeber zu vertreten.

Zu § 6 und § 15: 

Es ist nicht vertretbar, dass eine Gemeinde, aus deren Dienststand ein Senats(ersatz)mitglied oder ein Behindertenanwalt (Stellvertreter) berufen wird, ohne Ersatz die Dienstbezüge während der für die Erfüllung der Aufgaben notwendigen freien Zeit (das Gesetz verbietet sogar eine Beschränkung des Zeitaufwandes durch den Dienstgeber bei Beeinträchtigung der dienstlichen Tätigkeit) fortzahlen muss. Es können auch Zusatzkosten, wie etwa im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit anfallende Überstunden, Reisegebühren udgl. nicht von der Dienstgemeinde getragen werden.

3) Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes

Sowohl hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Kompetenzänderung, als auch im Hinblick auf die Neudefinition des Begriffs der Behinderung in § 7 Abs 2 (neu) sowie die Einbeziehung wesentlicher Bestimmungen dieses Gesetzes auf Angehörige bestehen gravierende Bedenken. Diese Bedenken bestehen auch im Hinblick auf die äußerst weitreichende Definition der unmittelbaren und mittelbaren Diskriminierung (§ 7a), welche durch die Bestimmungen des § 7i zusätzlich verschärft werden.

4) Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, BBGG 

Im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Bedenken wird auf die Ausführungen zu Art I verwiesen. Grundsätzlich ist der Bundesentwurf besser. 

Zum Teil geht der Entwurf des BBGG weit über den Handlungsbedarf hinaus oder ist in dieser Form unzulässig   ( z.B. § 20 – „Bund, Länder und Gemeinden verpflichten sich....“, siehe unten).

Zu § 3

Eine allgemeine Förderungsverpflichtung des Bundes, der Länder und Gemeinden), soweit es ihren jeweiligen Aufgabenbereich betrifft, die in §§ 1 und 2 genannten Ziele aktiv zu fördern, wird aus grundsätzlichen Erwägungen und der durch eine solche Regelung geradezu zwangsläufig entstehenden Rechtsunsicherheit abgelehnt.
Zu § 4 Abs 2 Zif 4 und 5

Vom Anwendungsbereich sollen nicht nur Personen, welche mit behinderten Personen verwandt sind, sondern auch diejenigen erfasst werden, welche eine Diskriminierung auf Grund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen; eine solche Erweiterung des Personenkreises (jedenfalls im Gesamtumfang dE) ist sachlich nicht rechtfertigbar.

Zu § 6 Abs 3

Die Bestimmung ist in sich widersprüchlich und wird sehr kritisch gesehen.

Zu § 9
Auf die besondere Problematik der untragbaren finanziellen Auswirkungen dieses Gesetzes wurde bereits mehrfach hingewiesen. Das als Grundlage für die Feststellung der Barrierefreiheit (§ 9) der jeweilige Stand der Technik und Wissenschaft sowie die jeweils existierenden anerkannten Normen darstellt, ist ebenfalls unbefriedigend und dient nicht der Rechtssicherheit.
Zu § 10 (Bauten und Anlagen)

Die Vorgabe, bestehende Bauwerke innerhalb von 5 Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes barrierefrei umzugestalten bzw binnen 3 Jahren die entsprechenden Pläne zu veröffentlichen, wird mit Nachdruck abgelehnt.

Zu § 11 (Geförderte Bauvorhaben)

Die Regelungen betreffend geförderte Bauvorhaben sowie öffentlich zugängliche Anlagen werden ebenfalls sehr kritisch gesehen; insbesondere auch die Regelungen in § 12 Abs 3, wonach jede Bautätigkeit im Fall der Nichtbeachtung des Abs 1 zu untersagen und erforderlichenfalls die Rückbaumaßnahmen anzuordnen sind, greift sehr weit und auch kaum zulässig in die Vollzugsagenden der örtlichen Baupolizei ein. Ebenfalls geradezu undenkbar erscheint es, bereits bestehende (geförderte) Bauten (dazu gehören auch offenbar mit Wohnbauförderungsmitteln errichtete Wohnbauten, etc.) binnen 5 Jahren nach Kundmachung dieses Gesetzes barrierefrei umzugestalten. Bestehende Bauten unterliegen einem rechtlichen Baukonsens, in den ein derart massiver Eingriff allein aus verfassungsrechtlichen Erwägungen auszuschließen ist (selbiges gilt natürlich auch für bestehende öffentliche Bauten).

Zu § 14 (Öffentliche Verkehrseinrichtungen)
Die inhaltliche Kritik betreffend die Bestimmungen über Bauten und Anlagen (§ 10) sowie geförderte Bauvorhaben (§§ 11 bis 13) lässt sich in gleichem Umfang auch auf öffentliche Verkehrseinrichtungen übertragen: die Verpflichtung der Betreiber von öffentlichen Verkehrseinrichtungen, ihre Transportmittel und ihre öffentlich zugänglichen Einrichtungen innerhalb von 5 Jahren barrierefrei zu gestalten ist nicht umsetzbar, ohne dass es zu einem erheblichen Kostenaufwand für die Betreiber (und damit mittelbar bzw. unmittelbar auch der öffentlichen Hand) kommt.

Zu § 17 (Bildung)

Gemäß dieser Bestimmung sollen behinderte Menschen das Recht auf „Inklusive Bildung“ ohne Einschränkung bundesweit, im Nahbereich des Wohnsitzes an allen Bildungs​einrichtungen, die von der öffentlichen Hand getragen oder gefördert werden, haben. Durch § 17 Abs. 2 wird insbesondere ein Rechtsanspruch auf verschiedene Maßnahmen im Kinderbetreuungs-, Schul- und sonstigen Bildungsbereich normiert, der zu einer nicht finanzierbaren Zusatzbelastung der Rechtsträger der Kinderbetreuungs- und Bildungseinrichtungen führen wird. Als besonders drastisches Beispiel einer solchen Maßnahme wird der Rechtsanspruch gesehen, wonach bis zur 

Erlangung eines anerkannten Schul-/Studien-/Fachschulabschlusses gehörlose und schwerhörige Menschen zur Erreichung des Ausbildungszieles uneingeschränkt (kostenlos ?!) das Recht haben, staatlich bezahlte Dolmetscherdienste in Anspruch zu nehmen. Dies gilt für alle Bildungseinrichtungen! Der vorliegende Katalog ist daher im Hinblick auf seine Realisier- und Finanzierbarkeit vollständig neu zu überdenken.
Zu §§ 18 bis 20 (Beschäftigung und Beruf)

Die diesbezüglichen Regelungen sind ebenfalls inhaltlich zu weitreichend. Die Formulierung in § 20 Abs. 1, wonach sich die Gemeinden verpflichten, über die bereits bestehenden Anreizsysteme hinaus weitere Anreize zu schaffen, die die Anstellung behinderter Menschen fördern, wobei die Belange behinderter Frauen besonders zu berücksichtigen sind, wird ebenfalls aus grundsätzlichen Erwägungen abgelehnt. Dies gilt auch für einen Anspruch auf Arbeitsassistenz bei behinderten Menschen, auf persönliche Assistenz am Arbeitsplatz sowie auf Finanzierung der geeigneten und im Einzelfall erforderlichen Arbeitsplatzausstattung.

Ohne näher auf die einzelnen Punkte im Folgenden einzugehen, sehen auch die folgenden Bestimmungen betreffend Zugang zur Information, den rechtsgeschäftlichen Verkehr sowie die Kommunikation Regelungen vor, die in dieser Form bzw. mit den vorhandenen Mitteln nicht umsetzbar sind. Dies betrifft auch die Regelungen betreffend gesetzliche Verfahren. Auch in diesem Zusammenhang zeigt sich besonders deutlich, dass die Normierung der Gleichstellung, Gleichberechtigung und Chancengleichheit in der vorliegenden Form, ohne Rücksicht auf jegliche Kompetenzbestimmungen, unzweckmäßig und abzulehnen ist. Insgesamt stellt sich der Entwurf in einer weitaus unausgewogenen, teilweise völlig realitätsfernen inhaltlichen Ausprägung dar. Dies trifft auch auf Artikel III (Abänderungsteil) zu.

Zu den geplanten Änderungen im Schulpflichtgesetz (§§ 1a, 15) bestehen aus unserer Sicht ebenfalls Bedenken: Es soll offensichtlich der Unterricht außerhalb der Schule dem Schulbesuch gleichgestellt werden. Auch im Hinblick auf das hohe Niveau, welches das österreichische Schulsystem im Bereich der integrierten Förderung und dem gemeinsamen Schulbesuch von behinderten und nicht behinderten Kindern kennt, erscheint eine solche Regelung auch nicht im Sinne der behinderten Kinder, ganz im Gegenteil: Wenn innerhalb der Schule durch besonders ausgebildete Lehrkräfte keine angemessene Förderung möglich ist, wie soll dann eine Förderung außerhalb der Schule realistisch sein? Davon unbeschadet bleibt die Frage völlig offen, wer dafür die vorgesehenen personellen und sonstigen Kosten (Unterrichtsmittel etc.) übernimmt.

e-Government-Gesetz (§ 1)

Der gesamte e-Government-Sektor befindet sich derzeit aufgrund der neuen Bestimmungen des e-Government-Gesetzes auf einer neuen rechtlichen Basis, die derzeit ausreichend erscheint.

Schlussbemerkung

Als Grundlage dieses Begutachtungsentwurfs wird u.a. die EG-Richtlinie 2000/78 angeführt. Diese Richtlinie bezieht sich jedoch lediglich auf eine mögliche Diskriminierung im Hinblick auf den Zugang zur Beschäftigung, der Ausübung eines Berufes, den beruflichen Aufstieg oder die Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen. Der Entwurf in der vorliegenden Form hätte für die Gebietskörperschaften völlig unabsehbare finanzielle Konsequenzen zur Folge, da sämtliche öffentliche Gebäuden, Straßen, Verkehrsmittel und Anlagen behindertengerecht auszugestalten wären. So wäre beispielsweise eine Verletzung schon dann gegeben, wenn öffentlich zugängliche Anlagen wie Straßen, Plätze und Parks keine ausreichende Gehsteigabsenkung vorzuweisen hätten. Ähnliches gilt für die vielen im Gemeindebereich bestehenden Sport-, Kultur- und Freizeiteinrichtungen. 

Aus Sicht der österreichischen Gemeinden kann dem vorliegenden Entwurf nicht zugestimmt werden, da dies für die Gemeinden zu völlig unvertretbaren Konsequenzen und finanziellen Belastungen führen würde. Bei Erlassung diesbezüglicher Regelungen muss sich auf jene Bereiche beschränkt werden, die im Hinblick auf die EU-rechtlichen Bestimmungen unerlässlich sind. Konkret sind nämlich sowohl in diesem Hauptgesetz als auch im Art. III viele Maßnahmen enthalten, die die Gemeinde als Betreiber öffentlicher Einrichtungen, von Schulen und Kindergärten, als Dienstgeber und Herausgeber von Gemeindezeitungen aber auch bei amtlichen und nichtamtlichen Kundmachungen und Verlautbarungen zusätzlich personell und finanziell enorm belasten würden. 

Resümee

Abschließend darf daher nochmals ausdrücklich festgehalten werden, dass mit den vorliegenden Entwürfen seitens der Gemeinden Maßnahmen umzusetzen wären, die unfinanzierbar sind. Darüber hinaus führen zahlreiche Bestimmungen zu einer nicht unbeträchtlichen Rechtsunsicherheit. Letztlich sind sie in wesentlichen Bereichen unvollständig. Wären diese Entwürfe in der ggst. Fassung im Rahmen des Konsultationsmechanismus übermittelt worden, wäre seitens des Österreichischen Gemeindebundes die Auslösung des selbigen geboten gewesen.

Mit freundlichen Grüßen

Für den Österreichischen Gemeindebund:

	Der Generalsekretär:
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